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möchte ich mich auch bei Prof. Dr. F. Gotzen (K. U. Brussel), Prof. Dr. F. Fleer-
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im Vorfeld der Zulassung zum mündlichen Verfahren herzlich gedankt. 

Nicht zuletzt sind es meine lieben Eltern, denen ich für ihre vielfältige Unter-
stützung meines juristischen Werdegangs hiermit einen besonderen Dank und 
große Anerkennung ausspreche. 

Köln, im Februar 2002 Henning Köppen 
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Einleitung: Staatsbezogenheit europäischer 
Verfassungsbestrebungen 

Die Vorstellung der Europäischen Gemeinschaften 1 als partieller, nach Vollen-
dung strebender "Bundesstaat" scheint seit den ersten Vertragsschlüssen von Paris 
und Rom nichts von ihrer Faszination verloren zu haben2• Im Gegenteil: Durch die 
Fortentwicklung des europäischen Vertragswerks in Maastricht 1992, erst Recht 
aufgrund angeregter Diskussionen um und seit den Regierungskonferenzen von 
Nizza 2000 und Laeken 2001 ("Post-Nizza-Prozeß"), beansprucht die Frage nach 
der Notwendigkeit staatsähnlicher Unionsstrukturen - nach einem bereits vollendet 
bundesstaatlicher Charakter der EU gar3 - wider aller wachsenden Europaskepsis 
in der betroffenen Bevölkerung4 mehr Aufmerksamkeit dennje5. 

I Im Folgenden seien die Begriffe "Europäische Union", "Union", "EU", "Europäische 
Gemeinschaft(en)", "Gemeinschaft(en)" und "EG" synonym für den Gesamtverband der Eu-
ropäischen Union in seiner seit dem Maastricht-Vertrag bekannten Fonn verwendet und das 
Gemeinschaftsrecht als qualifizierter Bestandteil des Unionsrechts verstanden. Auf Beson-
derheiten - geht es etwa um eine Völkerrechtsfähigkeit der einzelnen Teilorganisationen -
wird erforderlichenfalls eingegangen. 

2 Vgl. noch zur EGKS die Übersicht bei Schlochauer ArchVR 3 (1951/52), S. 385; 
Ophüls, NJW 1951, 289 sprach von einer analog zum Bundesstaat ausgerichteten Idee Schu-
man's, wenn dieser die Pariser Verträge von 1951 als Grundlage einer "viel größeren und tie-
feren Gemeinschaft" und "erste Etappe der Europäischen Föderation" bezeichne (zit. bei 
Streinz ER Rn. 15); ebenso Hallstein, Unvollendeter Bundesstaat (der eine europäische Staat-
lichkeil allerdings 1979 klar verneint); Everling, Überlegungen, S. 607; Zuleeg (NJW 2000, 
2851) erkennt bundesstaatliche Züge, welche die Gemeinschaften, ohne dadurch jemals Bun-
desstaat gewesen zu sein, von Anfang an getragen hätten; m.w.Nw. Streinz (Bundesverfas-
sungsgerichtliche Kontrolle, S. 120) und Oppermann ER Rn. 911. 

3 Angesichts der sogleich anzuführenden föderativen Parallelen zwischen Bundesstaat und 
EU ist Zuleeg (NIW 2000, 2851) zumindest erstaunt über die Einhelligkeit mit der ein voll-
endet bundesstaatlicher Charakter der Gemeinschaft letztlich verneint wird. Es müßten hier-
für jedenfalls immer nachdrücklicher nicht-juristische Indikatoren bemüht werden. 

4 Auf Skepsis trifft schon die gegenwärtige Struktur der Gemeinschaft, vgl. nur die aus 
Gemeinschaftsperspektive wenig erfolgreichen Maastricht-Referenden in Frankreich und 
Dänemark (1993), das ablehnende Votum der irischen Bevölkerung zum Vertrag von Nizza 
im Jahre 2001, oder die letzten Eurobarometer-Urnfragen der EU-Kommission (siehe etwa 
Eurobarometer Nr. 50 vom Herbst 1998, nach dem es nur 39% der Befragten bedauern wür-
den, wenn die EU scheiterte, oder Nr. 54 vom Herbst 2000, wonach zwar 50% der Befragten 
die Mitgliedschaft ihres Landes in der EU für eine gute Sache halten, jedoch ebenfalls die 
Hälfte sie für negativ erachten bzw. indifferent sind; nach der Umfrage Nr. 55 vom Frühjahr 
2001 wäre es im Durchschnitt immerhin 45% der EU-Bürger gleichgültig, wenn man ihnen 
morgen erzählte, daß die EU gescheitert ist); die Kommission spricht in ihrem Weißbuch 
"Europäisches Regieren" [Dok. KOM (2001) 428 endg., S. 9 f.] von einer ,,Entfremdung" 

2• 



20 Einleitung 

Anlaß und Argumentationsbasis der Debatte bietet seitdem ein Dreifaches: Un-
verändert wird zunächst auf grundlegende föderative Parallelen zwischen Unions-
und bundesstaatlichem Recht rekurriert. Offensichtlich ist über die Einheitlichkeit 
des institutionellen Rahmens auch auf Gemeinschaftsebene zur Aufteilung von 
Hoheitsgewalt eine Unterscheidung von ausschließlichen und konkurrierenden 
Kompetenzen festzustellen, gilt hier wie dort die Anerkennung eines Treuegrund-
satzes (vgl. nun auch Art. 7 EUV-Amsterdam, im Folgenden EUV-A) und eine Art 
Kollisionsrecht zum Erhalt des Zusammenschlusses, oder sind die Austrittsmög-
lichkeiten des einzelnen Mitglieds beschränkt (ausdrücklich spricht Art. 23 I, 1 
GG von einer Verpflichtung der Union auf "föderative" Strukturen). Zudem wächst 
die Bedeutung einer EP-parlamentarischen Zustimmung für die Revision der euro-
päischen Gründungsverträge (das Europäische Parlament selbst sieht sich dabei 
mittlerweile getragen von einer "einheitlichen Wählerschaft der Unionsbürger"). 
Zweitens findet sich der Hinweis auf den fortentwickelt dynamisch-eigenständigen 
Charakter der Gemeinschaftsordnung, insbesondere auf das zunehmende Abgehen 
vom Einstimmigkeitsprinzip im Rat6, oder eine wachsende Einbeziehung nicht-
wirtschaftlicher, etwa sicherheitspolitischer Aufgaben in den Zuständigkeitsbe-

und einer "großen Kluft" zwischen der EU und den Menschen, in deren Diensten sie doch 
letztlich stehe; eine kritische, z.T. gar mehrheitlich ablehnende Haltung findet sich dann erst 
Recht mit Hinblick auf eine Osterweiterung der EU, vgl. die Eurobarometer-Umfrage Nr. 55, 
S. 57 ff. (andererseits wird eine europäische "Verfassung" befürwortet, ebd. S. 39 ff.) ; zur seit 
Maastricht immer deutlicheren Kritik in Literatur und Rspr. vgl. etwa bei HilfVVDStRL 54 
(1994), 9 ff. m.w.Nw.; grundlegender kritisiert Adam (in: FAZ vom 8. 2. 2000, S. 49) eine 
Tendenz der Brüsseler Verantwortlichen, die politische Kultur zu mißachten, welche den Eu-
ropäern beigebracht habe, den Staat von unten her, nicht aber von oben zu denken. Es gelte 
mittlerweile gar "Europa gegen die 'Europäer' zu verteidigen"; so besehen scheint es sich 
bei der vorliegend behandelten Debatte zur Staatlichkeil der Union überhaupt eher um eine 
"Kopfgeburt europäischer Führungseliten", denn um ein breiter verwurzeltes Anliegen "der 
Europäer" zu handeln. 

5 Zuleeg (NJW 2000, 2851) wählt als mittlerweile einzig "passende" Benennung für die 
EU den Begriff der "Föderation"; nach Herdegen (EuGRZ 1992, 590 f.) mündet die EG 
"sachlogisch" in einem Bundesstaat; Stern (SR Bd. I § 19, S. 650) geht davon aus, daß "so-
fern überhaupt möglich, ... ein vereinigtes Europa nur föderativ denkbar [ist]. Wie Deutsch-
land 1871 nur als Bundesstaat gelingen konnte, so wird in einer größeren Dimension ... 
Europa nur bundesstaatlich konstruiert werden können, oder es wird ein geographisch be-
stimmter Erdteil schlechter nationaler Gewohnheiten bleiben"; in einem Papier "Europa 
wachrütteln" (www.notre-europe.asso.fr.) fordern verschiedene europäische Politiker viel-
sagend, "das Begonnene zu vollenden" und auf dem institutionalisierten Wege einer "Födera-
tion der Nationalstaaten" ein europäisches "Gesellschaftsmodell" zu schaffen und sichern 
(ebd. S. 2 f.); vgl. m.w.Nw. auch bei Murswiek Der Staat 32 (1993), 181, Oppermann ER 
Rn. 884 ff.; Weidenfeld, Wie Europa verfaßt sein soll, S. 27 ff., Grimm (Braucht Europa eine 
Verfassung, S. 34 f.), Kokott [AöR 119 (1994), 209], Pemice (JZ 2000, 867) sowie Blanke 
(DÖV 1993, 412), der an Meinungen erinnert, nach denen gerade ein Scheitern der Wlih-
rungsunion eine Umwandlung der Union in dann bundesstaatliche Formen nach sich ziehen 
könne (ebd. S. 421). 

6 Die Beschwerdeführer im "Maastricht"-Prozeß des deutschen Bundesverfassungsge-
richts erkannten in Art. F III dieses Vertrages (im Folgenden EUV-M, Art. 6 IV EUV-A) gar 
eine Kompetenz-Kompetenz zugunsten der Union. 
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reich der EU. Wie als Reaktion auf die z.T. ernüchternden Ergebnisse von Amster-
dam werden seit den Vertragskonferenzen von Nizza und Laeken zudem auch die 
teilrealisierten, angestoßenen oder zumindest angedachten Projekte einer europäi-
schen Grundrechtscharta, eines (festen) Kompetenzverteilungskatalogs und weite-
rer institutioneller Reformen für die Union (etwa der Einrichtung einer zweiten 
oder dritten Subsidiaritäts-Kammer im oder neben dem Europäischen Parlament) 
ins Feld geführt, welche allesamt eher für denn gegen eine stetig bundesstaatliebe-
re Orientierung der EU zu sprechen scheinen7 . 

Vom Festhalten an einem "Integrationsziel Europastaat"8 und der Suche nach 
einem "point of no retum" muß schließlich von daher ausgegangen werden, als 
sich die wiedererstarkte9 Forderung nach einer "europäischen Verfassung", wie sie 
nun auch in der "Einberufung eines Konvents zur Zukunft Europas" durch den 
Europäischen Rat von Laeken 2001 Ausdruck gefunden hat, weder mit einem mo-
deraten völkerrechtlichen Verfassungsbegriff bescheidet, noch das supranationale 
Verständnis, welches statt jenem zur Abgrenzung von staatsüblichen Strukturen 
herangezogen wird, verläßliche Differenzierungen und Begrenzungen erwarten 
läßt: 

Der völkerrechtliche Verfassungsbegriff (so es ihn überhaupt gibt) umfaßt dabei 
trotz aller politischen Organisation der Staatengemeinschaft im Genfer Volkerbund 
von 1919 und dem darauf folgenden systematischen Ausbau der Volkerrechtsord-
nung nach wie vor nicht mehr, als geschriebene oder ungeschriebene "Ermächti-
gungsnormen" zur Regelung des Zustandekoromens neuen primären oder sekun-
dären Volkerrechts10, bzw. "Steuerungsnormen", die dieses Zustandekommen för-
dern, lenken, hemmen oder es verbieten 11 • Gemessen an diesen Anforderungen 

7 Zuleeg NJW 2000, 2851; Pemice (JZ 2000, 870) fordert für die (bisher aufgesparte) Ver-
ankerung der europäischen Grundrechtscharta in den Gemeinschaftsverträgen ein positives 
europäisches Referendum. 

s Isensee ebd. 
9 Schon immer gab es Ansätze, nach denen die Gemeinschaftsverträge "gewissermaßen 

die Verfassung der Gemeinschaft" (BVerfGE 22, 293, 296) oder "die Verfassungsurkunde 
einer Rechtsgemeinschaft" (Slg. 1986, 1339, 1365, ,,l.es Verts") darstellten, fanden sich in 
ihnen "Stücke von Verfassungsrecht" (Pescatore, Gemeinschaftsverträge als Verfassungs-
recht, S. 335) oder (wie aber in allen Gründungsdokumenten internationaler Organisationen) 
ein "inhaltlicher Verfassungscharakter" (Monaco, Principes, S. 101 ff.); vgl. auch Bemhardt 
(Verfassungsprinzipien, S. 52) und Schwarze (EuR Beiheft 1/2000, S. 7 ff.) m.w.Nw. 

10 Ungeschriebene Ermächtigungsnormen werden insbesondere in der, mangels völker-
rechtlich-verfassungsgebender Gewalt zwischen den Staaten praktizierten, Gewohnheit gese-
hen, völkerrechtliche Verträge als "primäre" Völkerrechtsnormen zustande zu bringen und 
kodifizieren zu können. Hier steht eine Ermächtigungsnorm als quasi ungeschriebene Grund-
norm oberhalb des primären Völkerrechts. Eine geschriebene Ermächtigungsnorm findet sich 
folglich in diesem Primärrecht selbst, wenn der Vertrag seinerseits die Möglichkeit zur Schaf-
fung neuer, "sekundärer" Formen völkerrechtlicher Rechtssetzung der Partner- z. B. durch 
Beschlüsse internationaler Organisationen - vorsieht ( Wengier VR S. 173 ff.). 

II Es handelt sich einerseits also um Bestimmungen in völkerrechtlichen Verträgen, die es 
den Vertragsstaaten verbieten oder sie hemmen, den status quo des Völkerrechts zum geregel-
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